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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Rittersheim vom 01.08.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

Bei Erstbestattungen die Personen, die nach
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

s I Bestattungsgesetz

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

1

(1)

(2)

Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
22.02.2011 außer Kraft.

Riilershei

,,tl#P

m, den 01.08.2018

Ortsbürgermeis
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Anlaoe z r Friedhofsoebüh atzuno

l. Reihengrabstätten

1. überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzu ng fü r Verstorbene

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

a) bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Wiesenurnengrabstätte
c) Wiesengrabstätte

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine U rneng rabstätte

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte

150,00 €
600,00 €
750,00 €

300,00 €
600,00 €
300,00 €
250,00 €

7,50 €,

15,00 €
7,50 €
6,25 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben'

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufwand (d.h. laut bestehendem
Grabherstellungsvertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag
erhoben in Höhe von

26,00 €

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den

Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von

SO % beiechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche 110,00 €

Hinweis auf S 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegen über der Gemeindevenryaltung u nter Bezeichn ung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen."
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( E rsch I ießu n gs beitragssatzu n g )

der Gemeinde llbesheim
vom 02.08.2018

Auf Grund von g 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des $ 24 der Gemeindeordnung hat der

Gemeinderat der Gemeinde llbesheim in der Sitzung am 30.07.2018 folgende Satzung beschlos-

sen:

s1
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben.

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen

solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-

zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-

und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer

Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-

werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-

tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit

einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-

sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung

nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.8. Fußwege, Wohnwege) mit ei-

ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren

Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-

lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind

(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren

Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-

lagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen Grundstücke'

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die Hä|fte, mindestens

aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-

lage die größte Breite.

s3
E rm ittl u n g des beitragsfäh i gen Ersch I ießu ngsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde

kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-

schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine

Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Vertei I u n g des umlagefähi gen E rschl ießu n gsaufwands

(1) Der nach gg 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand

wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-

bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-

rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise

nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-
plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-

stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-

stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise

nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei



545

Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-

zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen

Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu

verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-

ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-

mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

Überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände

nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen

Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder

3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren

Weise genutzt werden können (2.8. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).

Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-

rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-

nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl

der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-

se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige

Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-

det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind

beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-

zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder

vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige

Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die

Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-

stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB nicht die nach

Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-

se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-

bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch

2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus derZahl der auf den Grundstücken

der näheren Umgebung überuviegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-

gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,

wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss

zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten

Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der

Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-

gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie übenruiegend

gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.8. Grundstücke mit Büro-, Venrual-

tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-

stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.B. Wohnzwecken) Zwecken

dient, ,,überwiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-

hältnis, in dem die verwirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder

zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-

flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche

oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als

auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben

bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(S) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.

s6
Eckg ru ndstücksverg ü nstig u n g

(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-

ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-

schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung

des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.
Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast

der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-

che nach S 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-

cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des $ 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grunderuverb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

0 Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungen sowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien

Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der

Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-

ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-

zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen

und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-

leuchtungseinrichtungen verzichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-

anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine

Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster

oder Rasengittersteinen aufweisen, wobei die Decke auch aus einem ähnlichen Material

neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,
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c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten
Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der

Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

ss
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem

Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-
ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-

raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages.
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1)Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die erstmalige
Herstellung von Erschließungsanlagen (Erschließungsbeiträge) 17.06.1993.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt

llbesheim, den 02.08.201 8

Ortsgemeinde

tü
Ortsbürgermeister
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund

dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an

gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-

kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand

die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeveruvaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Salz2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-

nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

1

2.



ffibandssemer;i
Klrchheimbolanden

Aktiv für Mensch + Zukurft
.. utr a/Äld- dkeh' ;

03.08.2018 BiUHop

BEKANNTMACHUNG

Die 5. Sitzung des personalausschusses der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden in der

Wahlzeit 201412019 findet am

Dienstag, 14. August 2018, 17:00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses in Kirchheimbolanden statt.

Tagesordnung:

Nr. Tagesord nunqspunkt

1

2

Nicht öffentlicher Teil

Beratung des Stellenplanes im Rahmen der
1. Nachtiagshaushaltssatzung und -plan 2018

Personalangelegen heit

,M
Bürgermeister
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SiV
tt{tUerbandsgemelnde

Klrch heirnbolan den

Aktiv fLir Mensch -r Zttktttlft
... tr1'r A^hh' 4Pa+* '

03.08.2018 BiUHoP

BEKANNTMACHUNG

Die 13. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde
Kirchheimbolanden in der Wahlzeit 201412019 findet am

Dienstag, 14. August 2018, 18:00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses in Kirchheimbolanden statt.

Tagesordnung:

Nr Taoesordnunqspunkt

1

2

öffentlicher Teil

Beratung und Beschlussempfehlung über eingereichte Vorschläge
nach $ 97 Abs. 1 GemO zur Nachtragshaushaltssatzung mit -plan Nr. 1

für das Haushaltsjahr 20'18

Beratung und Beschlussempfehlung über die Nachtragshaushaltssatzung
mit -plan Nr. 1 der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden für das
Haushaltsjahr 2018

ftu
(Haas)
Bürgermeister
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Uerbandsgemelnde
l(lrch heirnbolan den

Aktiv flir Mertsch + Zttkutlt
.., &rt't a/Äla' &a*' :

03.08.2018 Bit/Hop

BEKANNTMACHUNG

Die 20. Sitzung des Verbandsgemeinderates der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden in

der Wahlzeit201412019 findet am

Dienstag, 21. August2018, 19:00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses in Kirchheimbolanden statt.

Tagesordnung:

Nr Taoesordnungspunkt

1

Nicht öffentl icher Teil
Personalangelegenheit
öffentlicher Teil ab 19: 10 Uhr

Bekanntgabe des in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlusses

Bericht über die Beratungsarbeit des Hauses der Diakonie;
Beratung und Beschlussfassung über die Gewährung eines Zuschusses

Kreisvolkshochsch u le ;

Au ßenstelle Kirchheimbolanden ;

Beratung und Beschlussfassung über die Gewährung eines Zuschusses

Beratung und Beschlussfassung über eingereichte Vorschläge nach $ 97 Abs. 1

GemO zur Nachtragshaushaltssatzung mit -plan Nr. 1 für das Haushaltsjahr 2018

Beratung und Beschlussfassung über die Nachtragshaushaltssatzung mit -plan

Nr. 1 dei Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden für das Haushaltsjahr 2018

Feststellung des Jahresabschlusses 2015

Entlastung gem. S 114 GemO fÜr 2015

Jahresabschluss 2015;
Bekanntgabe des Gesamtabschlusses gem'S 109 GemO

Neustrukturierung der Holzvermarktung -

Grundsatzbeschluss zur Errichtung einer kommunalen
H olzverma rktu ngsgesel lschaft " Reg ion Pfalz" a ls G mb H

Schulhofsanierung der Grundschule Marnheim ;

Bekanntgabe einer Eilentscheidung

Offene Kanalsanierung im Rahmen der brandschutztechnischen Sanierung

der Grundschule Kirchheimbolanden -

Bekanntgabe der Eilentscheidung zur Arbeitsvergabe

Selzrenaturierung Gemarkung Morschheim -

Teilabschnitt ehem. Kleingäften hier:

Vergabe der Erd- und Landschaftsbauarbeiten

2

3

4

5.

6.

7.

8.

L

10.

11.

12.

13.
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14

15.1.-
15.4.

16.

Antrag der CDU-Fraktion;
Überwachung des fließenden Verkehrs in Kooperation mit
anderen Verbandsgemeinden ;

lnformation

Annahme und Vermittlung von Sponsorenleistungen, Spenden,
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen; S 94 Abs. 3 GemO

Einwohnerfragestunde

,fut
Bürgermeister
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Kirchheimbolanden
& tz-,.-,(e*dn,g

08.08.2018 BiUAh

BEKANNTMACHUNG

Die 9. Sitzung des Ausschusses für Kultur und Jugend der Stadt Kirchheimbolanden in der

Wahlzeit 201412019 findet am

Donnerstag, 16. August 2018,19:00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses in Kirchheimbolanden statt

Tagesordnung:

1

Öffentlicher Teil
Programm Kulturwint er 201812019

(Hartmü ller)
Stadtbürgermeister
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Verbandsgemei ndeverwaltu n g
67 292 Ki rch heim bolanden

Az: 1 1118 121 2l4lBit.lHop.

öffe ntl i c h e Beka n ntm ac h u n g

Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der
Ortsgemeinde Dannenfels

Das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt bei der Kreisvenrualtung Donnersbergkreis
hat in der Zeit von März 2017 bis Februar 2018 eine überörtliche Prüfung der Haushalts-

und Wirtschaftsführung der Ortsgemeinde Dannenfels für die Jahre 2012 bis 2016

vorgenommen. Der Gemeinderat Dannenfels wurde am 08.08.2018 über das Ergebnis

der Prüfung unterrichtet.

lm Anschluss an die Unterrichtung des Gemeinderates sind gem. S 110 Abs. 5 der
Gemeindeordnung Rheinland -Pfalz die Prüfungsmitteilungen und die daraufhin gefertigten

Stellungnahmen der Verbandsgemeindeverwaltung an sieben Werktagen zu jedermanns

Einsicht öffentlich auszulegen (S 1 10 Abs. 5 GemO)'
Die Auslegung erfolgt in der Zeit vom 13.08.2018 bis 23.08.2018 bei der

Verbandsgemeindeverwaltung, Rathaus, Neue Allee 2, Zimmer 201.

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Kirchheimbolanden, 09.08.201 8

Verban indeverwaltung

aas
Bürgermeister

)
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Ve rba n ds gem ei n deve rwa ltu n g
67 292 Ki rch hei m bolanden

Az= 1 I 118 121 211 4lBit.lHoP.

öffentt i c h e B eka n ntm ac h u n g

Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der
Ortsgemeinde Orbis

Das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt bei der Kreisvenrualtung Donnersbergkreis

hat in der Zeit von Dezemb er 2017 bis Janu ar 2018 eine überörtliche Prüfung der

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Ortsgemeinde Orbis für die Jahre 2012 bis 2015

vorgenommen. Der Gemeinderat Orbis wurde am 08.08.2018 über das Ergebnis der

Prüfung unterrichtet.

lm Anschluss an die Unterrichtung des Gemeinderates sind gem. S 1 10 Abs. 5 der

Gemeindeordnung Rheinland -Ptalzdie Prüfungsmitteilungen und die daraufhin gefertigten

Stellungnahmen dLr Verbandsgemeindevenrualtung an sieben Werktagen zu jedermanns

Einsicht ötfentlich auszulegen (S 1 10 Abs' 5 GemO).
Die Auslegung erfolgt in der Zeit vom 13.08.2018 bis 23.08'2018 bei der

Verbandsgem-einOevenraltung, Rathaus, Neue Allee 2, Zimmer 201'

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht'

Kirchheimbolanden, 09.08.201 8

':ffiemeindeverwartuns

Bürgermeister
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Verbandsgemei ndeverwaltu ng
67292 Kirchheimbolanden
Pa; 31511 223l11lTR

Bekanntmachung

Aufstellung eines Bebauungsplanes ,,Trift Teil I - Anderung 4n'in der
Ortsgemeinde Mörsfeld
- Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. $ 2 Abs. 1 BaUGB und
- Beteiligung der Öffentlichkeit durch öffentliche Auslegung gem, $ 3 Abs. 2 BauGB

Gemäß g 2 Abs. 1 BauGB in der aktuellen Fassung der Bekanntmachung vom
O3.November 2017 (BGBI. I S. 3634) wird hiermit bekannt gemacht, dass die
Ortsgemeinde Mörsfeld am 16.05.2018 die Aufstellung eines Bebauungsplanes
,,Trift Teil I - Anderung 4" und die öffentliche Auslegung des Plans beschlossen
hat.

Der Anderungsplan 4 bezieht sich nicht auf den kompletten Geltungsbereich des
ursprirnglichen Bebauungsplans, sondern nur auf drei noch unbebaute Grundstücke
nördlich der vorhandenen Erschließungsstraße ,,Am Wasserhaus". Geändert werden
sollen die Planzeichnung und Teile der textlichen Festsetzungen.

Die Anderung des Bebauungsplans erfolgt im vereinfachten Verfahren nach $ 13
BauGB, da die Grundzüge der Planung durch die Anderungen nicht berührt werden.

Gem S 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB wird daraufhingewiesen, dass von einer
Umweltprüfung nach $ 2 Abs. 4 BauGB abgesehen wird, ein Umweltbericht wird nicht
erstellt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit durch öffentliche Auslegung gem S 3 Abs. 2
BauGB wird zusammen mit der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. $ 4
Abs. 2 BauGB durchgeführt. Die frühzeitige Beteiligung entfällt.

Geltungsbereich:
ln den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs fallen folgende
G rundstücke Plan- Nrn. : 528/9 und 529/9 in der Mörsfeld.

tf?sß
514528|t t565n

622r5

l570il

5?8/t 1

f31/4

1f2 t63212 ,rr-il
62*,8

628rS

6?gÄ

13

537/t0

t
537r9

637ß

t
$7n

I
63?rE

r,trttft

53711

I
53?/t4
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Gemäß $ 2 Abs. 1 BaUGB in der aktuellen Fassung der Bekanntmachung vom
O3.November 2017 (BGBI. I S. 3634) liegt der Entwurf des Bebauungsplanes mit
textlichen Festsetzungen und Begründung in der Zeit vom

20.08.2018 bis einschließlich 21.09.2018

bei der Verbandsgemeindevenrvaltung Kirchheimbolanden, Rathaus, Zimmer 210,
während der Dienststunden (montags und dienstags von 8.00 Uhr bis 12 Uhr und
14.00 Uhr bis 16 Uhr, mittwochs von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, donnerstags von 8.00
Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8,00 Uhr bis 12.00
Uhr) zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Stellungnahmen zum
Bebauungsplanentwurf können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich
zur Niederschrift erklärt werden. Die Planunterlagen können in der genannten Frist
auch auf der lnternetseite der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden eingesehen
werden unter:

www. ki rch h e i m b ol a nde n. de/de/moe rsfeld-l e be n- u nd-woh ne n -b au le itpl an u n q. htm l

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können und
dass ein Antrag nach $ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit
ihm Einwendungen gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung
nicht oder verspätet gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Mö td 10.08.2018

(Ulri Volker)
Ortsbürgermeister
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Abwasserzweckverba nd M ittleres Pfri m mta I

- Abwasserwerk-
Wormser Straße 110
67590 Monsheim

Bekanntmachunq

Aufgrund des g 27 Abs. 3 der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung für

Rheinland-Pfalz vom 05.10.1999 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht, dass

d ie Verbandsversamm I u ng des Abwasserzweckverbandes M ittleres Pfrim mtal i n

der Sitzung am 27.03.2018 den Jahresabschluss des Abwassenruerkes zum

9j.12.2016 mit einer Bilanzsumme von 5.454.159,43 EUR festgestellt hat'

Die Bilanz weist in Übereinstimmung mit der Gewinn- und Verlustrechnung ein

Jahresergebnis von 0,00 EUR aus.

Die Feststellung des Jahresabschlusses, der Lagebericht und der

Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zum Jahresabschluss

2016liegen in der Zeit vom

20.08.2018 bis zum 3{.08.2018

zu den üblichen öffnungszeiten bei den Verbandsgemeindewerken Göllheim,

Kirchheimbolanden und Monsheim, sowie beim Abwasserzweckverband in der

Kläranlage Monsheim, öffentlich zur Einsichtnahme aus'

Monsheim, 07.08.2018

gez. Haas
(Verbandsvorsteher)
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Abwasserzweckverband Mittleres Pfri mmtal
- Abwasserwerk-
Wormser Straße 110
57590 Monsheim Ahmr:urd|rrörnd

tltü.rsPlrlmmLl

Bekanntmachunq

Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes Mittleres Pfrimmtal hat aufgrund von $ 7 des

Zweckverbandsgesetzes in Verbindung mit S$ 95 ff der Gemeindeordnung sowie der $ 3 Abs.2 Nr.1 und $$
16 ff Eigenbetriebsverordnung am 27.03.2018 für das Wirtschaftsjahr 2018 folgende

Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan

beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. Die Kreisvenraltung Alzey-Worms, Alzey, hat mit Schreiben

vom 02.05.2018 mitgeteilt, dass gegen die Haushaltssatzung keine Bedenken geltend gemacht werden.

s1

Der Wirtschaftsplan wird für das Wirtschaftsjahr 2018 festgesetzt

im Erfolgsplan in den Erträgen und Aufwendungen auf jeweils 2.064.860,00 EUR

im Vermögensplan in den Einnahmen und Ausgaben auf jeweils 3.366.487,36 EUR

s2
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Wirtschaftsplan 2018 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben

in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 150.000'- EUR festgesetzt'

s3

Der Zweckverband erhebt Umlagen nach $ 6 der Verbandsordnung, über die folgendes bestimmt wird:

Die vorläufige Betriebskostenumlage für das Wirtschaftsjahr wird im Erfolgsplan festgesetzt für

die VG Göllheim
die VG Kirchheimbolanden
die VG Monsheim

Monsheim, den 07.08.201 8
gez. Haas
(Verbandsvorsteher)

33 o/o

51 o/o

16 o/o

Die lnvestitionskostenumlage des Verbandes im Wirtschaftsjahr 2018 wird nach Maßgabe des auf die

beteiligten Verbandsgemeinden entfallenden lnvestitionsgeschehens erhoben.

s4

Es gilt die am 27.03.2018 von der Verbandsversammlung beschlossene Stellenübersicht.

s5

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

Hinweis:

Die Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan 2018 liegt vom 20,08.2018 bis,.einschließlich 31.08.20'18 während der

Dienststunden bei den Verbandsgemeindewerken derVerbandsgemeinden Göllheim, Kirchheimbolanden und Monsheim

sowie beim Abwasserzweckverbänd in der Kläranlage Monsheim zu jedermann Einsichtnahme öffentlich aus.

Eine Verletzung der Bestimmungen über
1. Ausschließungsgründe (S22 Abs. 1 Gemeindeordnung) und

2. die Einberufinö unO äie fagesoranung von Sitzungen des Abwasserzweckverbandes Mittleres Pfrimmtal ist

unblachtlich, wenn-sie nicht inneÄalb eineslahres nach dLr öffentlichen Bekanntmachung der Satzung schriftlich unter

gÄräünnrng der Tatsächen, die eine solche Rechtsverletzung begründen können' gegenüber dem

Abwasserzweckverband Mittleres Pfrimmtal geltend gemacht werden'


